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563 . Bundesgesetz: Arbeite- und Sozialgerichts-Anpassungsgesetz — ASGAnpG
(NR: GP XVI RV 1085 AB 1106 S. 159. BR: 3192 AB 3202 S. 480.)

564. Bundesgesetz: Sozialrechts-Änderungsgesetz 1986
(NR: GP XVI RV 1086 AB 1105 S. 159. BR: AB 3199 S. 480.)

5 6 3 . Bundesgesetz vom 1. Oktober 1986, mit
dem das Arbeitsverfassungsgesetz, das Mutter-
schutzgesetz 1979, das Arbeitsplatz-Siche-
rungsgesetz, das Heimarbeitsgesetz 1960, das
Hausgehilfen- und Hausangestelltengesetz, das
Einführungsgesetz zu den Verwaltungsverfah-
rensgesetzen und das Berufsausbildungsgesetz
geändert werden (Arbeits- und Sozialgerichts-

Anpassungsgesetz — ASGAnpG)

Der Nationalrat hat beschlossen:

A r t i k e l I

Das Bundesgesetz betreffend die Arbeitsverfas-
sung (Arbeitsverfassungsgesetz — ArbVG), BGBl.
Nr. 22/1974, zuletzt geändert durch das Bundesge-
setz BGBl. Nr. 394/1986, wird wie folgt geändert:

1. § 5 lautet samt Überschrift:

„Zuerkennung und Aberkennung der Kollektivver-
tragsfähigkeit

§ 5. (1) Die Kollektivvertragsfähigkeit im Sinne
des § 4 Abs. 2 und 3 ist auf Antrag nach Anhörung
der zuständigen gesetzlichen Interessenvertretun-
gen durch das Bundeseinigungsamt zuzuerkennen.

(2) Die Entscheidung über die Zuerkennung der
Kollektivvertragsfähigkeit ist im „Amtsblatt zur
Wiener Zeitung" kundzumachen und dem Bundes-
ministerium für soziale Verwaltung sowie jedem
für Arbeits- und Sozialrechtssachen zuständigen
Gerichtshof zur Kenntnis zu bringen. Die Kosten
der Kundmachung hat die freiwillige Berufsvereini-
gung (der Verein), der (dem) die Kollektivvertrags-
fähigkeit zuerkannt wurde, zu tragen.

(3) Die Kollektivvertragsfähigkeit ist durch das
Bundeseinigungsamt von Amts wegen oder auf
Antrag einer kollektivvertragsfähigen Berufsverei-
nigung oder einer gesetzlichen Interessenvertretung

abzuerkennen, wenn die Voraussetzungen des § 4
Abs. 2 oder 3 nicht mehr gegeben sind; die Bestim-
mungen des Abs. 2 sind sinngemäß anzuwenden."

2. § 14 lautet samt Überschrift:

„Hinterlegung und Kundmachung des Kollektiv-
vertrages

§ 14. (1) Jeder Kollektivvertrag ist nach seinem
Abschluß unverzüglich von den daran beteiligten
kollektivvertragsfähigen Körperschaften der
Arbeitnehmer in zwei, bei Kollektivverträgen für
Arbeitnehmer in der Land- und Forstwirtschaft,
soweit auf sie dieses Bundesgesetz Anwendung fin-
det, in drei gleichlautenden Ausfertigungen, die
von den vertragschließenden Parteien ordnungsge-
mäß gezeichnet sein müssen, beim Bundesministe-
rium für soziale Verwaltung mit gleichzeitiger
Angabe der Anschriften der vertragschließenden
Parteien zu hinterlegen.

(2) Auch die im § 4 bezeichneten kollektivver-
tragsfähigen Körperschaften der Arbeitgeber sowie
die juristischen Personen öffentlichen Rechts (§ 7)
sind berechtigt, die von ihnen abgeschlossenen Kol-
lektivverträge beim Bundesministerium für soziale
Verwaltung zu hinterlegen.

(3) Das Bundesministerium für soziale Verwal-
tung hat innerhalb einer Woche nach der Hinterle-
gung die Kundmachung des Abschlusses des Kol-
lektivvertrages durch Einschaltung im „Amtsblatt
zur Wiener Zeitung" zu veranlassen. Die Kosten
der Kundmachung sind von den vertragschließen-
den Parteien zu gleichen Teilen zu tragen.

(4) Nach erfolgter Kundmachung im „Amtsblatt
zur Wiener Zeitung" (Abs. 3) hat das Bundesmini-
sterium für soziale Verwaltung dem Hinterleger
eine Ausfertigung des Kollektivvertrages mit der
Bestätigung der durchgeführten Hinterlegung und
Bekanntgabe der Zahl, unter der der Kollektivver-
trag im Register für Kollektivverträge eingetragen
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und im Kataster eingereiht wurde sowie des Tages
der Kundmachung im „Amtsblatt zur Wiener Zei-
tung" zurückzustellen. Bei Kollektivverträgen für
Arbeitnehmer in der Land- und Forstwirtschaft, auf
die dieses Bundesgesetz Anwendung findet, ist eine
Ausfertigung mit Bekanntgabe des Datums der
Kundmachung im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung"
dem Bundesministerium für Land- und Forstwirt-
schaft vorzulegen. Eine Ausfertigung ist dem Kata-
ster der Kollektivverträge einzuverleiben. Das Bun-
desministerium für soziale Verwaltung hat jedem
für Arbeits- und Sozialrechtssachen zuständigen
Gerichtshof eine Ausfertigung des Kollektivvertra-
ges, mit Angabe des Datums seiner Kundmachung
im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung" und der Zahl,
unter der der Kollektivvertrag im Register eingetra-
gen und im Kataster des Bundesministeriums für
soziale Verwaltung eingereiht wurde, unverzüglich
zu übermitteln.

(5) Der Hinterleger eines Kollektivvertrages hat
innerhalb von zwei Wochen nach Einlangen der
Bestätigung des Bundesministeriums für soziale
Verwaltung über die Hinterlegung des Kollektiv-
vertrages je eine Ausfertigung desselben dem Öster-
reichischen Statistischen Zentralamt in Wien, den
nach dem Geltungsbereich des Kollektivvertrages
in Betracht kommenden gesetzlichen Interessenver-
tretungen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer,
sofern diese nicht selbst vertragschließende Par-
teien sind, zu übermitteln. Diese Ausfertigungen
sind mit der Zahl, unter der der Kollektivvertrag
vom Bundesministerium für soziale Verwaltung im
Register für Kollektivverträge eingetragen und im
Kataster eingereiht wurde und mit dem Datum der
Kundmachung im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung"
zu versehen. Auf diesen Exemplaren kann die
Zeichnung der vertragschließenden Parteien auf
mechanischem Wege wiedergegeben werden."

3. Im § 15 lautet der Klammerausdruck „(§ 14
Abs. 3)".

4. § 17 lautet samt Überschrift:

„Geltungsdauer des Kollektivvertrages

§ 17. (1) Enthält der Kollektivvertrag keine Vor-
schrift über seine Geltungsdauer, so kann er nach
Ablauf eines Jahres von jeder vertragschließenden
Partei unter Einhaltung einer Frist von mindestens
drei Monaten zum Letzten eines Kalendermonats
gekündigt werden. Die Kündigung bedarf zu ihrer
Rechtswirksamkeit der schriftlichen Form und hat
durch eingeschriebenen Brief zu erfolgen.

(2) Eine Kündigung gemäß Abs. 1 ist von der
Partei, die die Kündigung vorgenommen hat, dem
Bundesministerium für soziale Verwaltung inner-
halb von drei Tagen nach Ablauf der Kündigungs-
frist anzuzeigen. Auch die andere Kollektiv-
vertragspartei ist berechtigt, diese Anzeige zu er-
statten. Führen andere nicht aus dem Text des Kol-

lektivvertrages ersichtliche Gründe zu seinem
Erlöschen, so sind der Zeitpunkt und der Grund
des Erlöschens von den Kollektivvertragsparteien
dem Bundesministerium für soziale Verwaltung
unverzüglich anzuzeigen.

(3) Wird einer freiwilligen Berufsvereinigung
gemäß § 5 Abs. 3 die Kollektivvertragsfähigkeit
aberkannt, so erlöschen die von dieser Berufsverei-
nigung abgeschlossenen Kollektivverträge mit dem
Tage, an dem die gemäß § 5 Abs. 3 ergangene Ent-
scheidung des Bundeseinigungsamtes im „Amts-
blatt zur Wiener Zeitung" kundgemacht wird. Im
Falle des § 6 erlischt ein von der gesetzlichen Inter-
essenvertretung abgeschlossener Kollektivvertrag
für die Mitglieder der freiwilligen Berufsvereini-
gung mit dem Tage, an dem ein von dieser Berufs-
vereinigung abgeschlossener Kollektivvertrag in
Wirksamkeit tritt. Dieser Umstand ist von der frei-
willigen Berufsvereinigung dem Bundesministerium
für soziale Verwaltung unverzüglich anzuzeigen.

(4) Das Bundesministerium für soziale Verwal-
tung hat innerhalb einer Woche nach dem Einlan-
gen der Anzeige nach Abs. 2 eine Kundmachung
darüber im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung" zu ver-
anlassen. Die Kosten der Kundmachung sind von
den Kollektivvertragsparteien zu gleichen Teilen zu
tragen. Im Falle des Abs. 3 erster Satz ist diese
Kundmachung innerhalb einer Woche nach dem
Erlöschen des Kollektivvertrages, im Falle des
Abs. 3 zweiter Satz innerhalb einer Woche nach
der Anzeige, vom Bundesministerium für soziale
Verwaltung zu veranlassen.

(5) Das Bundesministerium für soziale Verwal-
tung hat auf der im Kataster hinterlegten Ausferti-
gung des Kollektivvertrages den Inhalt der Kund-
machung nach Abs. 4 mit Angabe des Datums der
Kundmachung im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung"
zu vermerken. Wurde dem Bundesministerium für
Land- und Forstwirtschaft gemäß § 14 Abs. 4 eine
Ausfertigung des Kollektivvertrages übermittelt, so
ist diesem der Inhalt der Kundmachung nach
Abs. 4 mit Angabe des Datums der Kundmachung
im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung" mitzuteilen.
Die gleiche Mitteilung ist an jeden für Arbeits- und
Sozialrechtssachen zuständigen Gerichtshof zu
richten.

(6) In den in Abs. 2 angeführten Fällen hat der
Hinterleger den Inhalt und das Datum der Kund-
machung im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung" den
in § 14 Abs. 5 bezeichneten Stellen innerhalb von
zwei Wochen nach der Kundmachung mitzuteilen;
in den in Abs. 3 angeführten Fällen obliegt diese
Mitteilung dem Bundesministerium für soziale Ver-
waltung."

5. § 18 Abs. 1 erster Satz lautet:
„Das Bundeseinigungsamt hat auf Antrag einer
kollektivvertragsfähigen Körperschaft, die Partei
eines Kollektivvertrages ist, bei Vorliegen der in
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Abs. 3 angeführten Voraussetzungen diesem Kol-
lektivvertrag durch Erklärung zur Satzung auch
außerhalb seines räumlichen, fachlichen und per-
sönlichen Geltungsbereiches rechtsverbindliche
Wirkung zuzuerkennen."

6. § 20 Abs. 5 entfällt.

7. Der bisherige Wortlaut des § 21 erhält die
Bezeichnung „(1)". Als neuer Abs. 2 wird angefügt:

„(2) Das Bundeseinigungsamt hat dem Bundes-
ministerium für soziale Verwaltung und jedem für
Arbeits- und Sozialrechtssachen zuständigen
Gerichtshof eine Ausfertigung der Satzung (Sat-
zungserklärung und Wortlaut der Satzung) mit
Angabe des Datums der Kundmachung im „Amts-
blatt zur Wiener Zeitung" und der Katasterzahl zu
übermitteln sowie das Erlöschen einer Satzung
bekanntzugeben."

8. § 22 Abs. 1 erster Satz lautet:
„Das Bundeseinigungsamt hat auf Antrag einer
kollektivvertragsfähigen Körperschaft der Arbeit-
nehmer bei Vorliegen der im Abs. 3 angeführten
Voraussetzungen Mindestentgelte und Mindestbe-
träge für den Ersatz von Auslagen festzusetzen."

9. a) In der Überschrift zu § 25 entfallen die
Worte „Zuständigkeit und".

b) § 25 Abs. 1 lautet:

„(1) Das Bundeseinigungsamt darf einen Min-
destlohntarif nur für den Bereich eines oder mehre-
rer Bundesländer oder für das gesamte Bundesge-
biet festsetzen."

c) § 25 Abs. 3 lautet:

„(3) Das Bundeseinigungsamt hat vor der Fest-
setzung die nach dem räumlichen Geltungsbereich
des beantragten Mindestlohntarifes örtlich zustän-
digen Landeshauptmänner zu hören."

d) § 25 Abs. 4 letzter Satz entfällt.

10. In § 26 Abs. 1 wird das Wort „Obereini-
gungsamt" durch das Wort „Bundeseinigungsamt"
ersetzt.

11. a) § 27 Abs. 1 letzter Satz lautet:
„§ 25 Abs. 4 ist sinngemäß anzuwenden."

b) § 27 Abs. 4 lautet:

„(4) § 21 Abs. 2 ist sinngemäß anzuwenden."

12. a) § 34 Abs. 2 lautet:

„(2) Das Gericht hat auf Grund einer Klage fest-
zustellen, ob ein Betrieb im Sinne des Abs. 1 vor-
liegt. Das Urteil des Gerichts hat so lange bindende
Wirkung, als sich nicht die Voraussetzungen, die
für das Urteil maßgebend waren, wesentlich geän-
dert haben und dies in einem neuerlichen Verfah-
ren festgestellt wird."

b) In § 34 Abs. 3 erster Satz wird das Wort
„Antragstellung" durch das Wort „Klage" ersetzt.

c) § 34 Abs. 3 letzter Satz lautet:
„Jeder im Betrieb bestehende Wahlvorstand ist im
Verfahren parteifähig."

13. § 35 lautet samt Überschrift:

„Gleichstellung

§ 35. (1) Das Gericht hat auf Grund einer Klage
eine Arbeitsstätte, in der dauernd mehr als 50
Arbeitnehmer beschäftigt sind und die nicht alle
Merkmale eines Betriebes gemäß § 34 Abs. 1 auf-
weist, einem selbständigen Betrieb gleichzustellen,
wenn sie räumlich vom Hauptbetrieb weit entfernt
ist und hinsichtlich Aufgabenbereich und Organisa-
tion eine Eigenständigkeit besitzt, die der eines
Betriebes nahekommt.

(2) Das Gericht hat die Gleichstellung auf Grund
einer Klage für beendet zu erklären, wenn die Vor-
aussetzungen des Abs. 1 nicht mehr gegeben sind.

(3) Zur Klage gemäß Abs. 1 und 2 sind der
Betriebsrat, mindestens soviele Arbeitnehmer, als
Betriebsratsmitglieder zu wählen wären, die zustän-
dige freiwillige Berufsvereinigung und die gesetzli-
che Interessenvertretung der Arbeitnehmer berech-
tigt; zur Klage gemäß Abs. 2 ist auch der Betriebs-
inhaber berechtigt."

14. Im § 57 wird das Wort „Einigungsamt"
durch das Wort „Arbeitsinspektorat" ersetzt

15. In § 59 Abs. 1 und 2 wird jeweils das Wort
„Einigungsamt" durch das Wort „Gericht" ersetzt.

16. § 60 lautet samt Überschrift:

„Nichtigkeit

§ 60. Die Nichtigkeit der Wahl kann bei Vorlie-
gen eines rechtlichen Interesses jederzeit auch
durch Klage auf Feststellung beim Gericht geltend
gemacht werden. Das Urteil des Gerichts über die
Nichtigkeit der Wahl hat bindende Wirkung."

17. In § 61 Abs. 2 wird das Wort „Einigungsamt"
durch das Wort „Gericht" ersetzt.

18. In § 62 Z 5 und 6 wird jeweils das Wort
„Einigungsamt" durch das Wort „Gericht" ersetzt.

19. §64 Abs. 4 lautet:

„(4) Die Mitgliedschaft zum Betriebsrat ist vom
Gericht auf Grund einer Klage abzuerkennen,
wenn das Mitglied die Wählbarkeit nicht oder nicht
mehr besitzt. Zur Klage sind der Betriebsrat, jedes
Betriebsratsmitglied und der Betriebsinhaber
berechtigt."

20. In § 66 Abs. 8 wird das Wort „Einigungsamt"
durch das Wort „Arbeitsinspektorat" ersetzt.
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21. §67 Abs. 3 lautet:

„(3) Kommt der Vorsitzende seinen Verpflich-
tungen gemäß Abs. 1 oder 2 nicht nach, so hat das
Gericht auf Antrag der gemäß Abs. 2 Berechtigten
die Sitzung anzuordnen. Hiebei ist § 92 Abs. 2 des
Arbeits- und Sozialgerichtsgesetzes — ASGG,
BGBl. Nr. 104/1985, sinngemäß anzuwenden.
Gegen den Beschluß des Gerichts erster Instanz ist
ein Rechtsmittel unzulässig."

22. In § 82 Abs. 2 Z 6 wird das Wort „Einigungs-
amt" durch das Wort „Gericht" ersetzt.

23. In § 94 Abs. 8 wird das Wort „Einigungsamt"
durch das Wort „Gericht" ersetzt.

24. In § 95 Abs. 3 wird das Wort „Einigungsamt"
durch das Wort „Gericht" ersetzt.

25. a) In § 105 Abs. 3 wird das Wort „Einigungs-
amt" durch das Wort „Gericht" ersetzt.

b) § 105 Abs. 4 bis 6 lautet:

„(4) Der Betriebsinhaber hat den Betriebsrat vom
Ausspruch der Kündigung zu verständigen. Der
Betriebsrat kann auf Verlangen des gekündigten
Arbeitnehmers binnen einer Woche nach Verstän-
digung vom Ausspruch der Kündigung diese beim
Gericht anfechten, wenn er der Kündigungsabsicht
ausdrücklich widersprochen hat. Kommt der
Betriebsrat dem Verlangen des Arbeitnehmers nicht
nach, so kann dieser innerhalb einer Woche nach
Ablauf der für den Betriebsrat geltenden Frist die
Kündigung selbst beim Gericht anfechten. Hat der
Betriebsrat innerhalb der Frist des Abs. 1 keine Stel-
lungnahme abgegeben, so kann der Arbeitnehmer
innerhalb einer Woche nach Zugang der Kündi-
gung diese beim Gericht selbst anfechten; in diesem
Fall ist ein Vergleich sozialer Gesichtspunkte im
Sinne des Abs. 3 nicht vorzunehmen. Nimmt der
Betriebsrat die Anfechtungsklage ohne Zustim-
mung des gekündigten Arbeitnehmers zurück, so
tritt die Wirkung der Klagsrücknahme erst ein,
wenn der vom Gericht hievon verständigte Arbeit-
nehmer nicht innerhalb von 14 Tagen ab Verständi-
gung in den Rechtsstreit eintritt.

(5) Insoweit sich der Kläger im Zuge des Verfah-
rens auf einen Anfechtungsgrund im Sinne des
Abs. 3 Z 1 beruft, hat er diesen glaubhaft zu
machen. Die Anfechtungsklage ist abzuweisen,
wenn bei Abwägung aller Umstände eine höhere
Wahrscheinlichkeit dafür spricht, daß ein anderes
vom Arbeitgeber glaubhaft gemachtes Motiv für die
Kündigung ausschlaggebend war.

(6) Gibt das Gericht der Anfechtungsklage statt,
so ist die Kündigung rechtsunwirksam."

26. In § 106 Abs. 2 wird das Wort „Einigungs-
amt" durch das Wort „Gericht" ersetzt.

27. In § 107 wird das Wort „Einigungsamt"
durch das Wort „Gericht" ersetzt.

28. In § 118 Abs. 4 letzter Satz wird das Wort
„Einigungsamt" durch das Wort „Gericht" ersetzt.

29. § 120 Abs. 1 und 2 lautet:

„§ 120. (1) Ein Mitglied des Betriebsrates darf
bei sonstiger Rechtsunwirksamkeit nur nach vorhe-
riger Zustimmung des Gerichts gekündigt oder ent-
lassen werden. Das Gericht hat bei seiner Entschei-
dung den sich aus § 115 Abs. 3 ergebenden Schutz
der Betriebsratsmitglieder wahrzunehmen. In den
Fällen der §§ 121 Z 3 und 122 Abs. 1 Z 3 erster
Satzteil, Z 4 erster Satzteil und Z 5 hat das Gericht
die Klage auf Zustimmung zur Kündigung oder
Entlassung eines Betriebsratsmitgliedes abzuweisen,
wenn sie sich auf ein Verhalten des Betriebsratsmit-
gliedes stützt, das von diesem in Ausübung des
Mandates gesetzt wurde und unter Abwägung aller
Umstände entschuldbar war.

(2) Im Verfahren nach Abs. 1 ist das Betriebsrats-
mitglied Partei."

30. In § 121 erster Satzteil wird das Wort „Eini-
gungsamt" durch das Wort „Gericht" ersetzt.

31. a) In § 122 Abs. 1 erster Satzteil wird das
Wort „Einigungsamt" durch das Wort „Gericht"
ersetzt.

b) In § 122 Abs. 2 wird das Wort „Einigungs-
amt" durch das Wort „Gericht" ersetzt.

c) § 122 Abs. 3 lautet:

„(3) In den Fällen des Abs. 1 Z 2 und 5 kann die
Entlassung des Betriebsratsmitgliedes gegen nach-
trägliche Einholung der Zustimmung des Gerichts
ausgesprochen werden. Weist das Gericht die
Klage auf Zustimmung zur Entlassung ab, so ist sie
rechtsunwirksam."

32. Im § 127 Abs. 4 wird das Wort „Einigungs-
amt" durch das Wort „Gericht" und das Wort
„Antragstellung" durch das Wort „Klage" ersetzt.

33. a) In § 130 Abs. 1 zweiter Satz wird das Wort
„Einigungsamt" durch das Wort „Gericht" ersetzt.

b) In § 130 Abs. 2 letzter Satz werden die Worte
„Auf Antrag" durch die Worte „Auf Grund einer
Klage" und das Wort „Einigungsamt" durch das
Wort „Gericht" ersetzt.

34. Im III. Teil, Behörden und Verfahren, wer-
den in der Überschrift zum 1. Hauptstück die
Worte „Einigungsämter, Obereinigungsamt und
Schlichtungsstellen" durch die Worte „Bundeseini-
gungsamt und Schlichtungsstellen" ersetzt.

35. Der Abschnitt 1 des 1. Hauptstückes des III.
Teiles mit der Überschrift „Einigungsämter" und
den §§ 135 bis 140 entfällt.

36. Der Abschnitt 2 des 1. Hauptstückes des III.
Teiles mit der Überschrift „Obereinigungsamt"
erhält die Bezeichnung „Abschnitt 1" mit der Über-
schrift „Bundeseinigungsamt".
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37. § 141 lautet samt Überschrift:

„Errichtung und Zusammensetzung

§ 141. (1) Beim Bundesministerium für soziale
Verwaltung ist ein Bundeseinigungsamt zu errich-
ten. Sein Wirkungsbereich erstreckt sich auf das
ganze Bundesgebiet. Das Bundeseinigungsamt
besteht aus einem Vorsitzenden und nach Bedarf
aus einem oder mehreren Stellvertretern sowie aus
der erforderlichen Zahl von Mitgliedern, die aus
den Gruppen der Arbeitgeber und der Arbeitneh-
mer bestellt werden.

(2) Der Vorsitzende und seine Stellvertreter wer-
den vom Bundesminister für soziale Verwaltung
nach Anhörung der Bundeskammer der gewerbli-
chen Wirtschaft und des Österreichischen Arbeiter-
kammertages für unbestimmte Zeit und auf Wider-
ruf ernannt. Sie haben, wenn sie nicht schon als
öffentlich Bedienstete zur unparteiischen und
gewissenhaften Ausübung der Amtspflichten ver-
pflichtet wurden, dieses Gelöbnis vor dem Bundes-
minister für soziale Verwaltung zu leisten.

(3) Die Mitglieder werden vom Bundesminister
für soziale Verwaltung auf Grund von Vorschlägen
bestellt, die von der Bundeskammer der gewerbli-
chen Wirtschaft für die Mitglieder aus dem Kreise
der Arbeitgeber und vom Österreichischen Arbei-
terkammertag für die Mitglieder aus dem Kreise
der Arbeitnehmer erstattet werden; soweit es sich
um Personengruppen handelt, die nicht diesen
gesetzlichen Interessenvertretungen angehören,
obliegt die Erstattung der Vorschläge den zuständi-
gen Kammern oder, wenn solche nicht bestehen,
den sonstigen Interessenvertretungen der Arbeitge-
ber einerseits und der Arbeitnehmer andererseits.
Wird das Vorschlagsrecht nicht binnen zwei Mona-
ten nach Aufforderung ausgeübt, so ist der Bundes-
minister für soziale Verwaltung bei der Bestellung
an Vorschläge nicht gebunden.

(4) Hinsichtlich der Erfordernisse der Bestellung
der Mitglieder ist § 24 ASGG sinngemäß anzuwen-
den.

(5) Die Mitglieder werden für eine Amtsdauer
von fünf Jahren bestellt. Sie haben vor Antritt ihres
Amtes dem Vorsitzenden durch Handschlag gewis-
senhafte und unparteiische Ausübung des Amtes zu
geloben. Das Amt von Mitgliedern, die innerhalb
der allgemeinen fünfjährigen Amtsdauer bestellt
wurden, endet mit deren Ablauf. Die infolge des
Ablaufs der Amtsdauer ausscheidenden Mitglieder
haben ihr Amt bis zur Wiederbesetzung auszuüben.
Wiederbestellung ist zulässig.

(6) Der Bundesminister für soziale Verwaltung
hat ein Mitglied seines Amtes zu entheben, wenn
ein gesetzliches Hindernis (Abs. 4) bekannt wird
oder wenn es ohne genügende Entschuldigung die
Pflichten seines Amtes wiederholt vernachlässigt.
Ein Mitglied ist auch dann zu entheben, wenn in

seiner Berufstätigkeit eine solche Änderung eintritt,
daß es nicht mehr geeignet erscheint, die Interessen
der Berufsgruppe wahrzunehmen, zu deren Vertre-
tung es bestellt wurde oder wenn es selbst um seine
Amtsenthebung ersucht."

38. § 142 lautet samt Überschrift:

„Verhandlung und Beschlußfassung

§ 142. (1) Das Bundeseinigungsamt verhandelt
und entscheidet in Senaten, die vom Vorsitzenden
tunlichst unter Bedachtnahme auf den Verhand-
lungsgegenstand und erforderlichenfalls auf regio-
nale Gesichtspunkte gebildet werden.

(2) Ein Senat des Bundeseinigungsamtes ist ver-
handlungs- und beschlußfähig, wenn außer dem
Vorsitzenden oder dessen Stellvertreter je zwei
Mitglieder aus der Gruppe der Arbeitgeber und der
Arbeitnehmer anwesend sind.

(3) Sind die Mitglieder einer Gruppe in der
Überzahl, so haben in dieser Gruppe die dem Alter
nach jüngsten Mitglieder, soweit sie überzählig
sind, kein Stimmrecht. Die Beschlüsse werden mit
einfacher Mehrheit der Stimmberechtigten gefaßt;
der Vorsitzende gibt seine Stimme als letzter ab.
Der Vorsitzende darf sich der Stimme nicht enthal-
ten.

(4) Das Bundeseinigungsamt kann zu den Ver-
handlungen Sachverständige und Auskunftsperso-
nen beiziehen."

39. § 143 entfällt samt Überschrift.

40. Der Abschnitt 3 des 1. Hauptstückes des III.
Teiles mit der Überschrift „Schlichtungsstelle"
erhält die Bezeichnung „Abschnitt 2".

41. § 144 lautet samt Überschrift:

„Errichtung und Zusammensetzung

§ 144. (1) Zur Entscheidung von Streitigkeiten
über den Abschluß, die Änderung oder die Aufhe-
bung von Betriebsvereinbarungen in Angelegenhei-
ten, in welchen das Gesetz die Entscheidung durch
Schlichtungsstellen vorsieht, ist auf Antrag eines
der Streitteile eine Schlichtungsstelle zu errichten.
Die Schlichtungsstelle ist am Sitz des mit Arbeits-
und Sozialrechtssachen in erster Instanz befaßten
Gerichtshofes, in dessen Sprengel der Betrieb liegt,
zu errichten. Bei Streitigkeiten über den Abschluß,
die Änderung oder Aufhebung von Betriebsverein-
barungen, deren Geltungsbereich Betriebe umfaßt,
die in zwei oder mehreren Sprengel liegen, ist der
Sitz des Unternehmens, dem die Betriebe angehö-
ren, maßgebend. Durch Vereinbarung der Streit-
teile kann die Schlichtungsstelle am Sitz eines ande-
ren mit Arbeits- und Sozialrechtssachen in erster
Instanz befaßten Gerichtshofes errichtet werden.
Ein Antrag auf Entscheidung einer Streitigkeit
durch die Schlichtungsstelle ist an den Präsidenten
des in Betracht kommenden Gerichtshofes zu rich-
ten.
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(2) Die Schlichtungsstelle besteht aus einem Vor-
sitzenden und vier Beisitzern. Der Vorsitzende ist
vom Präsidenten des Gerichtshofes auf einver-
nehmlichen Antrag der Streitteile zu bestellen.
Kommt eine Einigung der Streitteile auf die Person
des Vorsitzenden innerhalb von zwei Wochen ab
Antragstellung (Abs. 1) nicht zustande, so ist er auf
Antrag eines der Streitteile vom Präsidenten des
Gerichtshofes zu bestellen. Die Bestellung hat aus
dem Kreise der Berufsrichter zu erfolgen, die bei
dem Gerichtshof mit Arbeits- und Sozialrechtssa-
chen befaßt sind. Sie bedarf der Zustimmung des
zu Bestellenden.

(3) Jeder der Streitteile hat zwei Beisitzer nam-
haft zu machen, davon einen aus einer Beisitzerli-
ste; der zweite Beisitzer soll aus dem Kreise der im
Betrieb Beschäftigten namhaft gemacht werden.
Hat einer der Streitteile binnen zwei Wochen ab
Antragstellung (Abs. 1) die Nominierung der Bei-
sitzer nicht vorgenommen, so hat der Präsident des
in Betracht kommenden Gerichtshofes sie aus der
Liste der Beisitzer jener Gruppe (Arbeitgeber oder
Arbeitnehmer), welcher der Säumige angehört, zu
bestellen.

(4) Die Streitteile haben die Einigung auf die
Person des Vorsitzenden und die Nominierung der
Beisitzer dem Präsidenten des in Betracht kommen-
den Gerichtshofes mitzuteilen, der den Vorsitzen-
den der Schlichtungsstelle und die Beisitzer unver-
züglich zu bestellen hat."

42. a) § 145 Abs. 3 erster Satz lautet:

„(3) Hinsichtlich der Erfordernisse zur Auf-
nahme von Personen in eine der in Abs. 1 genann-
ten Listen ist § 24 ASGG sinngemäß anzuwenden."

b) § 145 Abs. 4 zweiter Satz lautet:
„§141 Abs. 6 ist sinngemäß anzuwenden."

c) In § 145 Abs. 5 werden die Worte „allen im
§ 144 Abs. 1 genannten Einigungsämtern" durch
die Worte „den mit Arbeits- und Sozialrechtssa-
chen in erster Instanz befaßten Gerichtshöfen
(§ 144 Abs. 1)," ersetzt.

d) § 145 Abs. 6 lautet:

„(6) Die in Abs. 1 genannten Listen können bei
den mit Arbeits- und Sozialrechtssachen in erster
Instanz befaßten Gerichtshöfen (§ 144 Abs. 1) wäh-
rend der Amtsstunden von jedermann eingesehen
werden."

43. a) § 146 Abs. 1 letzter Satz entfällt.

b) § 146 Abs. 3 erster Satz lautet:

„(3) Auf das Verfahren vor der Schlichtungs-
stelle sind im übrigen die für das Verfahren vor
dem Bundeseinigungsamt geltenden Vorschriften
anzuwenden."

c) § 146 Abs. 4 entfällt.

44. Der Abschnitt 4 des 1. Hauptstückes des III.
Teiles mit der Überschrift „Gemeinsame Bestim-
mungen" erhält die Bezeichnung „Abschnitt 3".

45. § 147 lautet samt Überschrift:

„Geschäftsführung

§ 147. Die Leitung des Bundeseinigungsamtes
obliegt, sofern nicht die Beschlußfassung Senaten
vorbehalten ist, dem Vorsitzenden. Im Verhinde-
rungsfall leitet der Stellvertreter des Vorsitzenden
das Amt. Mit der Führung der laufenden Geschäfte
und der Vorbereitung der Verhandlungen unter
der Leitung des Vorsitzenden können Bedienstete
des Bundesministeriums für soziale Verwaltung
betraut werden. Die Kanzleigeschäfte des Bundes-
einigungsamtes sind von Bediensteten aus dem Per-
sonalstand des Bundesministeriums für soziale Ver-
waltung, die der Schlichtungsstellen von Bedienste-
ten aus dem Personalstand des jeweils zuständigen
mit Arbeits- und Sozialrechtssachen in erster
Instanz befaßten Gerichtshofes (§ 144 Abs. 1) zu
besorgen."

46. § 148 lautet samt Überschrift:

„Gebühren- und Aufwandsentschädigungen

§ 148. (1) Die Mitglieder des Bundeseinigungs-
amtes üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus.

(2) Der Vorsitzende, dessen Stellvertreter sowie
die Mitglieder des Bundeseinigungsamtes, ferner
die Vorsitzenden und Beisitzer der Schlichtungs-
stellen, die im öffentlichen Dienst stehen, erhalten
Reisegebühren nach den für sie geltenden Vor-
schriften; die übrigen Vorsitzenden (Stellvertreter),
Mitglieder und Beisitzer haben Anspruch auf
Ersatz der notwendigen Reise- und Aufenthaltsko-
sten sowie auf die Entschädigung für Zeitversäum-
nis nach den Bestimmungen und Tarifen, die für
Schöffen nach dem Gebührenanspruchsgesetz,
BGBl. Nr. 136/1975, gelten.

(3) Der Vorsitzende des Bundeseinigungsamtes,
dessen Stellvertreter sowie die Vorsitzenden und
Beisitzer der Schlichtungsstellen erhalten eine Auf-
wandsentschädigung, deren Höhe vom Bundesmi-
nister für soziale Verwaltung festgesetzt wird. Die
Vorsitzenden und Beisitzer der Schlichtungsstellen
erhalten Aufwandsentschädigungen nur nach Maß-
gabe ihrer tatsächlichen Inanspruchnahme.

(4) Die mit der Geschäftsführung des Bundesei-
nigungsamtes betrauten Bediensteten sowie das
Kanzlei- und Schreibpersonal des Bundeseini-
gungsamtes und der Schlichtungsstellen erhalten
für die Ausübung ihrer Funktionen eine Aufwands-
entschädigung, deren Höhe vom Bundesminister
für soziale Verwaltung im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Finanzen festgesetzt wird.
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(5) Hinsichtlich der Geltendmachung, der
Bestimmung und Zahlung der Gebühr nach dem
Gebührenanspruchsgesetz finden die Bestimmun-
gen des Gebührenanspruchsgesetzes sinngemäß mit
der Maßgabe Anwendung, daß der Vorsitzende des
Bundeseinigungsamtes, bezüglich der Schlichtungs-
stellen der Präsident des Gerichtshofes, einen
geeigneten Bediensteten dieses Amtes mit der
Bestimmung der Gebühr beauftragt und daß gegen
die Bestimmung der Gebühr die Beschwerde an den
Vorsitzenden des Bundeseinigungsamtes (Präsiden-
ten des Gerichtshofes) zulässig ist. Handelt es sich
um eine Beschwerde des Vorsitzenden des Bundes-
einigungsamtes, so entscheidet hierüber der Stell-
vertreter des Vorsitzenden."

47. § 149 lautet samt Überschrift:

„Einsichtnahme

§ 149. Die vom Bundeseinigungsamt beschlosse-
nen Mindestlohntarife, Satzungen und Lehrlings-
entschädigungen und die beim Bundesministerium
für soziale Verwaltung hinterlegten Kollektivver-
träge können während der Amtsstunden von jeder-
mann eingesehen werden."

48. § 150 lautet samt Überschrift:

„Gebührenfreiheit

§ 150. (1) Die im Verfahren vor dem Bundeseini-
gungsamt und den Schlichtungsstellen erforderli-
chen Schriften und Amtshandlungen sind von den
Stempelgebühren und den Bundesverwaltungsabga-
ben befreit.

(2) Barauslagen gemäß § 76 Abs. 1 AVG, die im
Verfahren vor dem Bundeseinigungsamt und vor
der Schlichtungsstelle erwachsen, sind von Amts
wegen zu tragen."

49. § 150 a entfällt.

50. Im § 151 werden die Worte „die Einigungs-
ämter, das Obereinigungsamt" durch die Worte
„das Bundeseinigungsamt" ersetzt.

51. § 152 samt Überschrift entfällt.

52. Im § 153 werden die Worte „Die Einigungs-
ämter sind berufen, für den Bereich ihres Spren-
geis" durch die Worte „Das Bundeseinigungsamt
ist berufen," ersetzt.

53. a) Im § 154 Abs. 1 werden die Worte „im
Bereich ihres Sprengeis haben die Einigungsämter"
durch die Worte „hat das Bundeseinigungsamt"
ersetzt.

b) Im § 154 Abs. 2 werden die Worte „Die Eini-
gungsämter haben" durch die Worte „Das Bundes-
einigungsamt hat" ersetzt.

54. Im § 155 werden die Worte „Die Einigungs-
ämter können" durch die Worte „Das Bundeseini-
gungsamt kann" ersetzt.

55. §§ 156 und 157 samt Überschrift entfallen.

56. § 158 lautet samt Überschrift:

„Sonstige Zuständigkeiten des Bundeseinigungs-
amtes

§ 158. (1) Das Bundeseinigungsamt ist weiters
berufen

1. zur Entscheidung über die Zuerkennung und
Aberkennung der Kollektivvertragsfähigkeit
gemäß § 5;

2. auf Ersuchen eines Gerichts oder einer Ver-
waltungsbehörde ein Gutachten über die Aus-
legung eines Kollektivvertrages abzugeben;

3. nach Maßgabe der Bestimmungen des 2. und
3. Hauptstückes des I. Teiles dieses Bundesge-
setzes Kollektivverträge zur Satzung zu erklä-
ren und Mindestlohntarife festzusetzen sowie
dieselben abzuändern oder aufzuheben;

4. zur Festsetzung, Abänderung und. Aufhebung
von Lehrlingsentschädigungen nach Maßgabe
der Bestimmungen des 4. Hauptstückes des
I. Teiles dieses Bundesgesetzes;

5. einen Kataster der von ihm beschlossenen
Satzungen, Mindestlohntarife und Lehrlings-
entschädigungen zu führen.

(2) Gegen die Entscheidung des Bundeseini-
gungsamtes ist eine Berufung nicht zulässig."

57. a) § 161 Abs. 1 Z 6 lautet:
„6. die Geschäftsführung des Bundeseinigungs-

amtes;"

b) § 161 Abs. 1 Z 6 wird eine Z 7 mit folgendem
Wortlaut angefügt:

„7. im Einvernehmen mit dem Bundesminister
für Justiz die Errichtung und Geschäftsfüh-
rung der Schlichtungsstellen."

58. a) § 171 Abs. 2 Z 10 lautet:
„10. § 144 Abs. 2, 3 und 4, § 145 Abs. 6, § 147

letzter Satz und § 148 Abs. 5 hinsichtlich
der Aufgaben des Präsidenten des Gerichts-
hofes und der Kanzleibediensteten, der
Bundesminister für Justiz,"

b) Die bisherige Z 10 des § 171 Abs. 2 erhält die
Bezeichnung „11.".

A r t i k e l II

Das Mutterschutzgesetz 1979, BGBl. Nr. 221,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 213/1984, wird wie folgt geändert:

1. § 10 Abs. 3 lautet:

„(3) Abweichend von den Abs. 1 und 2 kann eine
Kündigung rechtswirksam ausgesprochen werden,
wenn vorher die Zustimmung des Gerichts einge-
holt wurde. Der Dienstgeber hat gleichzeitig mit
der Einbringung der Klage dem Betriebsrat hier-
über Mitteilung zu machen. Die Zustimmung zur
Kündigung ist nur dann zu erteilen, wenn der
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Dienstgeber das Dienstverhältnis wegen einer Ein-
schränkung oder Stillegung des Betriebes oder der
Stillegung einzelner Betriebsabteilungen nicht ohne
Schaden für den Betrieb weiter aufrechterhalten
kann oder wenn sich die Dienstnehmerin in der
Tagsatzung zur mündlichen Streitverhandlung
nach Rechtsbelehrung der Parteien durch den Vor-
sitzenden über den Kündigungsschutz nach diesem
Bundesgesetz mit der Kündigung einverstanden
erklärt. Nach Stillegung des Betriebes ist eine
Zustimmung des Gerichts zur Kündigung nicht
erforderlich."

2. Im § 10 Abs. 6 werden die Worte „eines Eini-
gungsamtes" durch die Worte „eines Gerichts (§ 92
ASGG)" ersetzt.

3. § 13 lautet:

„§ 13. In Verfahren nach § 10 Abs. 3 ist die
Dienstnehmerin Partei."

4. Im § 16 werden die Worte „vor dem Eini-
gungsamt" durch die Worte „vor Gericht (§ 92
ASGG)" ersetzt.

5. § 27 lautet:

„S 27. (1) § 10 Abs. 1 und 2 gilt für die im § 24
Z 1 genannten Dienstnehmerinnen für die Zeit
nach Ablauf des fünften Monats der Schwanger-
schaft bis zur Entbindung nicht. Während der
Dauer des Kündigungsschutzes kann rechtswirk-
sam gekündigt werden, wenn vorher die Zustim-
mung des Gerichts eingeholt worden ist. Die
Zustimmung zur Kündigung ist nur dann zu ertei-
len, wenn der Dienstgeber wegen Änderung seiner
wirtschaftlichen Verhältnisse nicht in der Lage ist,
eine Arbeitskraft im Haushalt zu beschäftigen, oder
der Grund, der für ihre Beschäftigung maßgebend
war, weggefallen ist oder wenn sich die Dienstneh-
merin in der Tagsatzung zur mündlichen Streitver-
handlung nach Rechtsbelehrung der Parteien durch
den Vorsitzenden über den Kündigungsschutz
nach diesem Bundesgesetz mit der Kündigung ein-
verstanden erklärt. Eine entgegen diesen Vorschrif-
ten ausgesprochene Kündigung ist rechtsunwirk-
sam.

(2) Eine einvernehmliche Auflösung des Dienst-
verhältnisses ist nur dann rechtswirksam, wenn sie
schriftlich vereinbart wurde. Bei minderjährigen
Dienstnehmerinnen muß der Vereinbarung über-
dies eine Bescheinigung eines Gerichts (§ 92
ASGG) oder einer gesetzlichen Interessenvertre-
tung der Dienstnehmer beigeschlossen sein, aus der
hervorgeht, daß die Dienstnehmerin über den Kün-
digungsschutz nach diesem Bundesgesetz belehrt
wurde."

6. § 29 Abs. 3 zweiter Satz lautet:
„Die für Leistungen aus der gesetzlichen Kranken-
versicherung geltenden Verfahrensvorschriften sind
anzuwenden."

A r t i k e l III

Das Arbeitsplatz-Sicherungsgesetz, BGBl.
Nr. 154/1956, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 92/1959, BGBl. Nr. 142/1969, BGBl.
Nr. 22/1970, BGBl. Nr. 22/1974, BGBl.
Nr. 422/1974 und BGBl. Nr. 232/1978 wird wie
folgt geändert:

1. § 6 Abs. 3 lautet:

„(3) Abweichend von den Vorschriften des
Abs. 1 kann eine Kündigung ausgesprochen wer-
den, wenn vorher die Zustimmung des Gerichts
eingeholt wurde. Der Dienstgeber hat gleichzeitig
mit der Einbringung der Klage dem Betriebsrat
hierüber Mitteilung zu machen. Die Zustimmung
zur Kündigung ist nur dann zu erteilen, wenn der
Dienstgeber das Dienstverhältnis wegen einer Ein-
schränkung oder Stillegung des Betriebes oder der
Stillegung einzelner Betriebsabteilungen nicht ohne
erheblichen Schaden für den Betrieb weiter auf-
rechterhalten kann oder wenn sich der Dienstneh-
mer in der Tagsatzung zur mündlichen Streitver-
handlung nach Rechtsbelehrung durch den Vorsit-
zenden über den Kündigungsschutz nach diesem
Bundesgesetz mit der Kündigung einverstanden
erklärt."

2. § 6 Abs. 4 letzter Satz lautet:
„Die vorstehende Vorschrift findet keine Anwen-
dung bei Stillegung des Betriebes oder wenn sich
der Dienstnehmer in der Tagsatzung zur mündli-
chen Streitverhandlung nach Rechtsbelehrung
durch den Vorsitzenden über den Kündigungs-
schutz nach diesem Bundesgesetz mit der Kündi-
gung einverstanden erklärt."

3. In § 6 Abs. 5 wird das Wort „Einigungsamtes"
durch das Wort „Gerichts" ersetzt.

4. In § 6 Abs. 7 werden die Worte „eines Eini-
gungsamtes" durch die Worte „eines Gerichts (§ 92
ASGG)" ersetzt.

5. In § 7 Abs. 2 und 3 wird das Wort „Einigungs-
amtes" durch das Wort „Gerichts" ersetzt.

6. § 10 lautet:

„§ 10. In Verfahren nach §§ 6 und 7 ist der
Dienstnehmer Partei."

7. § 12 Abs. 2 lautet:

„(2) Wurde das Dienstverhältnis aus Anlaß einer
Einschränkung oder Stillegung des Betriebes oder
der Stillegung einzelner Betriebsabteilungen bereits
vor Zustellung des Einberufungsbefehles oder vor
Bekanntmachung des allgemeinen Einberufungsbe-
fehles gekündigt, so hat das Gericht auf Grund
einer Klage des Dienstgebers auszusprechen, daß
eine Hemmung nach Abs. 1 nicht eintritt. Die Vor-
schrift des § 10 findet Anwendung."
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8. Im § 18 Abs. 2 werden die Worte „vor dem
Einigungsamt" durch die Worte „vor Gericht (§ 92
ASGG)" ersetzt.

9. § 26 Abs. 1 lautet:

„(1) Die §§ 6, 7, 12 Abs. 2 und 18 Abs. 2 gelten
sinngemäß mit der Maßgabe, daß jeweils an Stelle
des Gerichts die gemäß § 226 des Landarbeitsgeset-
zes 1984 vorgesehenen Einigungskommissionen
zuständig sind."

10. § 26 Abs. 4 lautet:

„(4) Gegen die Entscheidung der Einigungskom-
missionen nach §§ 6 Abs. 3, 7 Abs. 2 und 12 Abs. 2
ist keine Berufung zulässig. Dem Dienstnehmer
kommt im Verfahren Parteistellung zu."

A r t i k e l IV

Das Heimarbeitsgesetz 1960, BGBl.
Nr. 105/1961, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 84/1983, wird wie folgt geändert:

a) § 28 Abs. 3 lautet:

„(3) Die allgemeine Heimarbeitskommission und
die besonderen Heimarbeitskommissionen haben
ihren Sitz in Wien."

b) § 28 Abs. 4 lautet:

„(4) Ist zur Gewährleistung einer zweckentspre-
chenden Tätigkeit die Errichtung einer besonderen
Heimarbeitskommission mit einem anderen Sitz als
in Wien erforderlich, so hat der Bundesminister für
soziale Verwaltung nach Anhörung der gesetzli-
chen Interessenvertretungen der Dienstnehmer und
der Dienstgeber durch Verordnung die erforderli-
che Regelung zu treffen."

c) § 28 Abs. 5 entfällt und § 28 Abs. 6 erhält die
Bezeichnung „(5)".

A r t i k e l V

Das Hausgehilfen- und Hausangestelltengesetz,
BGBl. Nr. 235/1962, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 81/1983, wird wie folgt
geändert:

§ 24 samt Überschrift entfällt.

A r t i k e l VI

Das Einführungsgesetz zu den Verwaltungsver-
fahrensgesetzen, BGBl. Nr. 172/1950, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 370/1986, wird wie folgt geändert:

Art. II Abs. 2 lit. A Z 9 lautet:
„9. des Bundeseinigungsamtes und der Schlich-

tungsstellen (§141 ArbVG);"

A r t i k e l VII

Das Berufsausbildungsgesetz, BGBl.
Nr. 142/1969, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 381/1986, wird wie folgt geän-
dert:

§ 15 Abs. 5 lautet:

„(5) Bei einvernehmlicher Auflösung des Lehr-
verhältnisses nach Ablauf der gemäß Abs. 2 zutref-
fenden Frist muß eine Amtsbestätigung eines
Gerichts (§ 92 ASGG) oder eine Bescheinigung
einer Kammer für Arbeiter und Angestellte vorlie-
gen, aus der hervorgeht, daß der Lehrling über die
Bestimmungen betreffend die Endigung und die
vorzeitige Auflösung des Lehrverhältnisses belehrt
wurde."

A r t i k e l VIII

Schluß- und Übergangsbestimmungen

(1) Die Artikel I bis VII treten mit 1. Jänner 1987
in Kraft.

(2) Verordnungen auf Grund der Artikel I bis
VII können bereits von dem der Kundmachung
dieses Bundesgesetzes folgenden Tag an erlassen
werden. Diese Verordnungen dürfen frühestens mit
1. Jänner 1987 in Kraft gesetzt werden.

(3) Zur Erledigung der im Zeitpunkt des Inkraft-
tretens des ASGG (1. Jänner 1987) bei den Eini-
gungsämtern noch anhängigen Verfahren nach den
Bestimmungen des Arbeitsverfassungsgesetzes
(§ 152), des Mutterschutzgesetzes 1979 und des
Arbeitsplatz-Sicherungsgesetzes bleiben die mit sol-
chen Verfahren befaßten Einigungsämter bis zur
rechtskräftigen Erledigung dieser Verfahren, späte-
stens jedoch bis 31. Dezember 1987 aufrecht. Auf
diese Verfahren sind die bis 31. Dezember 1986
geltenden Vorschriften anzuwenden. Verfahren,
die bis 31. Dezember 1987 noch nicht abgeschlos-
sen sind sowie Verfahren, die auf Grund von Ent-
scheidungen des Verwaltungsgerichtshofes oder
des Verfassungsgerichtshofes nach dem 31. Dezem-
ber 1987 neu durchzuführen sind, hat das Bundes-
einigungsamt nach den bis 31. Dezember 1986 gel-
tenden Vorschriften zu erledigen.

(4) Das Einigungsamt Wien hat bis 31. März
1987 die bis 31. Dezember 1986 zur Hinterlegung
eingebrachten Kollektivverträge zu hinterlegen und
kundzumachen. Sämtliche kundgemachten Kollek-
tivverträge sind im Sinne des § 43 ASGG an die mit
Arbeits- und Sozialrechtssachen befaßten Gerichts-
höfe zu übermitteln.

(5) Sonstige Angelegenheiten der Einigungsäm-
ter, die am 31. Dezember 1986 anhängig sind,
gehen, soweit in diesem Bundesgesetz und im
ASGG nicht anderes bestimmt wird, auf das Bun-
deseinigungsamt über.
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(6) Soweit in diesem Bundesgesetz und im
ASGG keine abweichenden Regelungen getroffen
wurden, bleiben das 1. und 4. Hauptstück der Eini-
gungsamts-Geschäftsordnung 1974, BGBl. Nr. 354,
im bisherigen Umfang als Bundesgesetz bis
31. Dezember 1987 in Geltung.

(7) Das auf Grund des Arbeitsverfassungsgeset-
zes in der bis 31. Dezember 1986 geltenden Fas-
sung errichtete Obereinigungsamt erhält ab 1. Jän-
ner 1987 die Bezeichnung „Bundeseinigungsamt".
Soweit in anderen Rechtsvorschriften auf das
Obereinigungsamt verwiesen wird, tritt das Bun-
deseinigungsamt an diese Stelle. Dem Bundeseini-
gungsamt kommen gegenüber den gemäß Abs. 3
und 4 tätigen Einigungsämtern die dem Obereini-
gungsamt gegenüber den Einigungsämtern nach
den bis 31. Dezember 1986 geltenden Bestimmun-
gen des Arbeitsverfassungsgesetzes zustehenden
Aufgaben und Befugnisse zu. Die zum Vorsitzen-
den, zum Stellvertreter des Vorsitzenden sowie zu
Mitgliedern des Obereinigungsamtes bestellten
Personen haben ihr Amt als Vorsitzender, Stellver-
treter des Vorsitzenden und Mitglieder des Bun-
deseinigungsamtes auszuüben, die Amtsdauer der
Mitglieder endet mit 30. Juni 1989. Die Betrauung
von Bediensteten des Bundesministeriums für
soziale Verwaltung mit der Geschäftsführung
sowie der Kanzleigeschäfte des Obereinigungsam-
tes gilt als Betrauung für das Bundeseinigungsamt.

(8) Die Kollektivverträge, Mindestlohntarife,
Satzungen und Festsetzungen von Lehrlingsent-
schädigungen, die nach den bis 31. Dezember 1986
geltenden Bestimmungen in den Katastern der
Einigungsämter gesammelt wurden, hat der mit
Arbeits- und Sozialrechtssachen befaßte Gerichts-
hof zu übernehmen (§ 43 ASGG), sofern sich am
Sitz des Einigungsamtes ein solcher befindet. Das
gleiche gilt für die bei diesen Einigungsämtern
erliegenden Akten, Register und sonstigen die frü-
here Tätigkeit der Einigungsämter betreffenden
Unterlagen, sofern sie nicht die in Abs. 3 letzter
Satz und Abs. 5 angeführten Angelegenheiten
betreffen.

(9) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist hinsichtlich des Artikels VII der Bundesminister
für Handel, Gewerbe und Industrie, hinsichtlich
des Artikels VIII Abs. 8 der Bundesminister für
Justiz im Einvernehmen mit dem Bundesminister
für soziale Verwaltung, im übrigen der Bundesmi-
nister für soziale Verwaltung betraut.

A r t i k e l IX

Dieses Bundesgesetz tritt mit 31. Dezember 1987
außer Kraft.

Waldheim

Vranitzky

5 6 4 . Bundesgesetz vom 1. Oktober 1986, mit
dem sozialrechtliche Bestimmungen geändert
werden — Sozialrechts-Änderungsgesetz 1986
(42. Novelle zum Allgemeinen Sozialversiche-
rungsgesetz, 11. Novelle zum Gewerblichen
Sozialversicherungsgesetz, 10. Novelle zum
Bauern-Sozialversicherungsgesetz, Änderung
des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957 und

des Opferfürsorgegesetzes)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Änderung des Allgemeinen Sozialversicherungsge-
setzes (42. Novelle zum ASVG)

Das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz,
BGBl. Nr. 189/1955, in der Fassung der Bundesge-
setze BGBl. Nr. 266/1956, BGBl. Nr. 171/1957,
BGBl. Nr. 294/1957, BGBl. Nr. 157/1958, BGBl.
Nr. 293/1958, BGBl. Nr. 65/1959, BGBl. Nr. 290/
1959, BGBl. Nr. 87/1960, BGBl. Nr. 168/1960,
BGBl. Nr. 294/1960, BGBl. Nr. 13/1962, BGBl.
Nr. 85/1963, BGBl. Nr. 184/1963, BGBl. Nr. 253/
1963, BGBl. Nr. 320/1963, BGBl. Nr. 301/1964,
BGBl. Nr. 81/1965, BGBl. Nr. 96/1965, BGBl.
Nr. 220/1965, BGBl. Nr. 309/1965, BGBl.
Nr. 168/1966, BGBl. Nr. 67/1967, BGBl. Nr. 201/
1967, BGBl. Nr. 6/1968, BGBl. Nr. 282/1968,
BGBl. Nr. 17/1969, BGBl. Nr. 446/1969, BGBl.
Nr. 385/1970, BGBl. Nr. 373/1971, BGBl.
Nr. 473/1971, BGBl. Nr. 162/1972, BGBl. Nr. 31/
1973, BGBl. Nr. 23/1974, BGBl. Nr. 775/1974,
BGBl. Nr. 704/1976, BGBl. Nr. 648/1977, BGBl.
Nr. 280/1978, BGBl. Nr. 342/1978, BGBl.
Nr. 458/1978, BGBl. Nr. 684/1978, BGBl.
Nr. 530/1979, BGBl. Nr. 585/1980, BGBl.
Nr. 282/1981, BGBl. Nr. 588/1981, BGBl.
Nr. 544/1982, BGBl. Nr. 647/1982, BGBl.
Nr. 121/1983, BGBl. Nr. 135/1983, BGBl.
Nr. 384/1983, BGBl. Nr. 590/1983, BGBl.
Nr. 656/1983, BGBl. Nr. 484/1984, BGBl. Nr. 55/
1985, BGBl. Nr. 104/1985, BGBl. Nr. 205/1985,
BGBl. Nr. 217/1985, BGBl. Nr. 71/1986, BGBl.
Nr. 111/1986 und BGBl. Nr. 388/1986 wird geän-
dert wie folgt:

1. § 293 Abs. 1 lautet:

„(1) Der Richtsatz beträgt unbeschadet der
Bestimmungen des Abs. 2

a) für Pensionsberechtigte aus eigener Pensions-
versicherung,
aa) wenn sie mit dem Ehegatten

(der Ehegattin) im gemeinsa-
men Haushalt leben 6 973 S,

bb) wenn die Voraussetzungen
nach aa) nicht zutreffen 4 868 S,

b) für Pensionsberechtigte auf Wit-
wen(Witwer)pension 4 868 S,
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c) für Pensionsberechtigte auf Waisenpension:
aa) bis zur Vollendung des

24. Lebensjahres 1 805 S,
falls beide Elternteile verstor-
ben sind 2 712 S,

bb) nach Vollendung des
24. Lebensjahres 3 206 S,
falls beide Elternteile verstor-
ben sind 4 835 S.

Der Richtsatz nach lit. a erhöht sich um 519 S für
jedes Kind (§ 252), dessen Nettoeinkommen den
Richtsatz für einfach verwaiste Kinder bis zur Voll-
endung des 24. Lebensjahres nicht erreicht."

2. Im § 293 Abs. 2 wird der Ausdruck „1. Jänner
1983" durch den Ausdruck „1. Jänner 1988"
ersetzt.

Artikel II

Änderung des Gewerblichen Sozialversicherungs-
gesetzes (11. Novelle zum GSVG)

Das Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz,
BGBl. Nr. 560/1978, in der Fassung der Bundesge-
setze BGBl. Nr. 684/1978, BGBl. Nr. 531/1979,
BGBl. Nr. 586/1980, BGBl. Nr. 283/1981, BGBl.
Nr. 589/1981, BGBl. Nr. 359/1982, BGBl.
Nr. 648/1982, BGBl. Nr. 384/1983, BGBl.
Nr. 591/1983, BGBl. Nr. 485/1984, BGBl.
Nr. 104/1985, BGBl. Nr. 205/1985 und BGBl.
Nr. 112/1986 wird geändert wie folgt:

1. § 150 Abs. 1 lautet:

„(1) Der Richtsatz beträgt unbeschadet der
Bestimmungen des Abs. 2

a) für Pensionsberechtigte aus eigener Pensions-
versicherung,
aa) wenn sie mit dem Ehegatten

(der Ehegattin) im gemeinsa-
men Haushalt leben 6 973 S,

bb) wenn die Voraussetzungen
nach aa) nicht zutreffen 4 868 S,

b) für Pensionsberechtigte auf Wit-
wen(Witwer)pension 4 868 S,

c) für Pensionsberechtigte auf Waisenpension:
aa) bis zur Vollendung des

24. Lebensjahres 1 805 S,
falls beide Elternteile verstor-
ben sind 2 712 S,

bb) nach Vollendung des
24. Lebensjahres 3 206 S,
falls beide Elternteile verstor-
ben sind 4 835 S.

Der Richtsatz nach lit. a erhöht sich um 519 S für
jedes Kind (§ 128), dessen Nettoeinkommen den
Richtsatz für einfach verwaiste Kinder bis zur Voll-
endung des 24. Lebensjahres nicht erreicht."

2. Im § 150 Abs. 2 wird der Ausdruck „1. Jänner
1983" durch den Ausdruck „1. Jänner 1988"
ersetzt.

Artikel III

Änderung des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes
(10. Novelle zum BSVG)

Das Bauern-Sozialversicherungsgesetz, BGBl.
Nr. 559/1978, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 684/1978, BGBl. Nr. 532/1979, BGBl.
Nr. 587/1980, BGBl. Nr. 284/1981, BGBl.
Nr. 590/1981, BGBl. Nr. 649/1982, BGBl.
Nr. 384/1983, BGBl. Nr. 592/1983, BGBl.
Nr. 486/1984, BGBl. Nr. 104/1985, BGBl.
Nr. 205/1985 und BGBl. Nr. 113/1986 wird wie
folgt geändert:

1. § 141 Abs. 1 lautet:

„(1) Der Richtsatz beträgt unbeschadet der
Bestimmungen des Abs. 2

a) für Pensionsberechtigte aus eigener Pensions-
versicherung,
aa) wenn sie mit dem Ehegatten

(der Ehegattin) im gemeinsa-
men Haushalt leben 6 973 S,

bb) wenn die Voraussetzungen
nach aa) nicht zutreffen 4 868 S,

b) für Pensionsberechtigte auf Wit-
wen(Witwer)pension 4 868 S,

c) für Pensionsberechtigte auf Waisenpension:
aa) bis zur Vollendung des

24. Lebensjahres 1 805 S,
falls beide Elternteile verstor-
ben sind 2 712 S,

bb) nach Vollendung des
24. Lebensjahres 3 206 S,
falls beide Elternteile verstor-
ben sind 4 835 S.

Der Richtsatz nach lit. a erhöht sich um 519 S für
jedes Kind (§ 119), dessen Nettoeinkommen den
Richtsatz für einfach verwaiste Kinder bis zur Voll-
endung des 24. Lebensjahres nicht erreicht."

2. Im § 141 Abs. 2 wird der Ausdruck „1. Jänner
1983" durch den Ausdruck „1. Jänner 1988"
ersetzt.

Artikel IV

Änderung des Kriegsopferversorgungsgesetzes
1957

Das Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, BGBl.
Nr. 152, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 566/1985, wird wie folgt geändert:

1. § 12 Abs. 3 lautet:

„(3) Die Zusatzrente ist insoweit zu erhöhen, als
das monatliche Einkommen (§ 13) ohne Berück-
sichtigung der Grundrente und einer allfälligen
Schwerstbeschädigtenzulage den Betrag von
3 070 S nicht erreicht."

2. § 12 Abs. 6 lautet:

„(6) An die Stelle der im Abs. 2 angeführten
Beträge treten mit Wirkung vom 1. Jänner 1985
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und an die Stelle des im Abs. 3 angeführten Betra-
ges mit Wirkung vom 1. Jänner 1988 und in der
Folge mit Wirkung vom 1. Jänner eines jeden Jah-
res die unter Bedachtnahme auf § 63 vervielfachten
Beträge."

3. § 42 Abs. 3 und 4 lauten:

„(3) Die wegen Selbsterhaltungsunfähigkeit
gemäß § 41 Abs. 1 über das vollendete 18. Lebens-
jahr geleistete Waisenrente und die Doppelwaisen-
rente sind insoweit zu erhöhen, als das monatliche
Einkommen (§ 13) bei einfach verwaisten Waisen
den Betrag von 2 346 S und bei Doppelwaisen den
Betrag von 3 692 S nicht erreicht.

(4) An die Stelle der im Abs. 1 angeführten
Beträge treten mit Wirkung vom 1. Jänner 1981
und an die Stelle der im Abs. 3 angeführten Beträge
mit Wirkung vom 1. Jänner 1988 und in der Folge
mit Wirkung vom 1. Jänner eines jeden Jahres die
unter Bedachtnahme auf § 63 vervielfachten
Beträge."

4. § 63 Abs. 4 lautet:

„(4) Die Bestimmungen der Abs. 2 und 3 finden
auf die in den §§ 11, 12, 14, 16, 20, 42, 46 Abs. 1 bis
3, 46 b, 56, 74 und im Abschnitt VII der Anlage zu
§ 32 angeführten Beträge mit der Einschränkung
Anwendung, daß die in den §§ 14 und 46 b ange-
führten Beträge der mit Wirksamkeit vom 1. Jänner
1973, die im § 46 Abs. 3 angeführten Beträge der
mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 1976, die in den
§§ 16, 74 und im Abschnitt VII der Anlage zu § 32
angeführten Beträge der mit Wirksamkeit vom
1. Jänner 1978, die in den §§ 11, 42 Abs. 1 und 56
angeführten Beträge der mit Wirksamkeit vom
1. Jänner 1981, der im § 20 angeführte Betrag der
mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 1983, die in den
§§ 12 Abs. 2 und 46 Abs. 1 und 2 angeführten
Beträge der mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 1985
und die in den §§12 Abs. 3 und 42 Abs. 3 angeführ-
ten Beträge der mit Wirksamkeit vom 1. Jänner
1988 vorzunehmenden Anpassung zugrunde zu
legen sind."

Artikel V

Änderung des Opferfürsorgegesetzes

Das Opferfürsorgegesetz, BGBl. Nr. 183/1947,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 212/1984, wird wie folgt geändert:

1. §11 Abs. 5 lautet:

„(5) Die Unterhaltsrente ist zur Sicherung des
Lebensunterhaltes an Inhaber einer Amtsbescheini-
gung auf die Dauer und in dem Ausmaß zu leisten,
als deren Einkommen die Höhe der Unterhalts-
rente nicht erreicht. Die Unterhaltsrente beträgt
monatlich für

a) anspruchsberechtigte Opfer 7 329 S,
b) anspruchsberechtigte Hinterblie-

bene 6 441 S,

c) anspruchsberechtigte Opfer, die
verheiratet sind oder in Lebensge-
meinschaft leben 9 227 S.

Haben beide Ehegatten (Lebensgefährten)
Anspruch auf Unterhaltsrente, gebührt Unterhalts-
rente nach lit. c nur einem Ehegatten (Lebensge-
fährten). An die Stelle der angeführten Beträge tre-
ten mit Wirkung vom 1. Jänner 1988 und in der
Folge mit Wirkung vom 1. Jänner eines jeden Jah-
res die unter Bedachtnahme auf die Bestimmungen
des § 11 a vervielfachten Beträge."

2. § 11 a Abs. 2 lautet:

„(2) Die Anpassung ist in der Weise vorzuneh-
men, daß der im § 6 Z 5 angeführte Betrag mit Wir-
kung vom 1. Jänner 1982, der im § 11 Abs. 2 ange-
führte Betrag mit Wirkung vom 1. Jänner 1984, die
im § 11 Abs. 5 angeführten Beträge mit Wirkung
vom 1. Jänner 1988 und die im § 12 a Abs. 1 ange-
führten Beträge mit Wirkung vom 1. Jänner 1978
mit dem jeweiligen Anpassungsfaktor (Abs. 1) zu
vervielfachen und sodann auf volle Schillingbeträge
zu runden sind. Mit Wirkung vom 1. Jänner der
folgenden Jahre ist der Vervielfachung der für das
jeweils vorangegangene Jahr ermittelte Betrag
zugrunde zu legen."

Artikel VI

Schlußbestimmungen

(1) Abweichend von den Bestimmungen des
§ 108 a des Allgemeinen Sozialversicherungsgeset-
zes beträgt für das Jahr 1987 die Aufwertungszahl
(§ 108 a des Allgemeinen Sozialversicherungsgeset-
zes) 1,041.

(2) Abweichend von den Bestimmungen des § 47
des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes
beträgt für das Jahr 1987 die Aufwertungszahl
(§ 47 des Gewerblichen Sozialversicherungsgeset-
zes) 1,041.

(3) Abweichend von den Bestimmungen des § 45
des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes beträgt für
das Jahr 1987 die Aufwertungszahl (§ 45 des Bau-
ern-Sozialversicherungsgesetzes) 1,041.

Artikel VII

Inkrafttreten

Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1987 in
Kraft.

Artikel VIII

Vollziehung

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für soziale Verwaltung betraut.

Waldheim
Vranitzky


